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PROGRAMM 

 
 
 
 
 
Montag, 7. Juli 2008  
 
 
9.30 Uhr Eröffnung der Arbeitssitzung durch Michèle ALLIOT-MARIE,  

Ministerin für Inneres, die Überseegebiete und die Gebietskörperschaften 
 
12.30 Uhr Pressekonferenz der Innenminister 
 
13.00 Uhr  Mittagessen der Innen- und Immigrationsminister sowie der Staatssekretäre 

im Salon des Ambassadeurs 
 
14.45 Uhr Eröffnung der Arbeitssitzung durch Brice HORTEFEUX Minister für  
  Immigration, Integration, nationale Identität und Ko-Entwicklung  
 
18.00 Uhr  Familienfoto Inneres, Immigration, Justiz 
 
18.15 Uhr Pressekonferenz der Immigrationsminister 
 
 
 
 
Dienstag, 8. Juli 2008  
 
 
9.00  Uhr Eröffnung der Arbeitssitzung durch Rachida DATI, Justizministerin 
 
12.00 Uhr Pressekonferenz der Justizminister 
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Presse informationen 
 
 

Die Pressekonferenzen 
 
Die finden im großen Auditorium "Debussy" auf dem Niveau 1 des Palais des Festivals 
statt. Sie werden in die englische und französische Sprache übertragen. 
 
 
Montag, 7. Juli 2008  
 
12.30 Uhr : Pressekonferenz der Innenminister 
18.00 Uhr : Familienfoto 
18.15 Uhr : Pressekonferenz der Immigrationsminister 
 
Dienstag,  8. Juli 2008  
 
12.00 Uhr : Pressekonferenz der Justizminister 
 
 
 

Modalitäten der Dreharbeiten in der Rotunde (Ort des Ministerrats) 
 
Dreharbeiten sind vor den Sitzungen des Rats möglich. 
 

 
 

Pressebereich 
 
Das Pressezentrum liegt auf dem Niveau 3 des Palais des Festivals. Es ist akkreditierten 
Journalisten vorbehalten. 
Die Räume sind nach Medienkategorien geordnet: TV, Radio, Fotografen, Printmedien 
und Agenturen. 
 
Die Pressekonferenzen finden im großen Auditorium "Debussy" statt, das sich auf dem 
Niveau 1 des Palais des Festivals befindet. Sie werden ins Englische übersetzt. 
 
Die große Terrasse des Palais des Festivals wird so eingerichtet, dass sie für Interviews 
oder Gespräche mit den Journalisten genutzt werden kann.  
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Ihr Kontakt 
 
Ministerium für Inneres, die Überseegebiete und die Gebietskörperschaften 

Ministerium für Immigration, Integration, nationale Identität und Ko-Entwicklung 

Justizministerium 

 
Telefonlinien: 
       04 92 99 82 16 
       04 92 99 82 17 
       04 92 99 82 18 
 

 
Gemeinsame Faxlinie der drei Ministerien : 
       
      04 92 99 82 19 
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Das Ministerium für innere Angelegenheiten, Übersee und 
Gebietskörperschaften 

 
 
 

Debatte über die Stärkung der polizeilichen Zusammenarbeit 
 
 
Die Europäische Union hat es sich zum Ziel gemacht, "ihren Bürgen durch ein gemeinsames 
Vorgehen der Polizei- und Justizbehörden bei der Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität ein 
hohes Maß an Schutz in einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zu 
gewährleisten." (Artikel 29 des Vertrags über die Europäische Union) 
 
Die Schaffung eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts bedingt eine bessere 
operative Zusammenarbeit der nationalen Polizeibehörden bei der Bekämpfung des organisierten 
Verbrechens und des internationalen Terrorismus. 
Im Hinblick auf eine Stärkung der operativen Zusammenarbeit der nationalen Polizeibehörden über 
eine Konvergenz dieser Behörden möchte die französische EU-Präsidentschaft die Diskussion 
über die innere Sicherheitsarchitektur der Union eröffnen. 
Diese Konvergenz bedingt einen besseren Informationsaustausch, eine Intensivierung 
gemeinsamer Schulungsmaßnahmen sowie die Interoperabilität der technischen Systeme. 
 
Die französische Präsidentschaft der Europäischen Union wird hierzu konkrete Maßnahmen 
vorschlagen, u. a. in folgenden Bereichen : 
 
 Bekämpfung des Terrorismus: Es wird ein Kodex bewährter Vorgehensweisen bei der 

Bekämpfung der Radikalisierung und Anwerbung von Mitgliedern vorgeschlagen werden. 
Was das nukleare, radiologische, biologische und chemische Bedrohungspotenzial angeht, 
so wird ebenfalls die Schaffung einer speziellen Datenbank zur Erfassung 
bedrohungsspezifischer Ereignisse bzw. ausgeführter Bedrohungsszenarien vorgeschlagen 
werden. 

 
 Bekämpfung des Drogenhandels: Flankierend zur Überarbeitung der Unionsstrategie bei 

der Bekämpfung der Rauschgiftproblematik wird die französische EU-Präsidentschaft die 
Schaffung einer zentralen Rauschgiftbekämpfungsstelle im Mittelmeerraum vorschlagen. 

 
 Internetkriminalität: Im Rahmen des breit angelegten europäischen Plans zur Bekämpfung 

dieser neuen Bedrohung wird die französischen Präsidentschaft die Schaffung einer 
Plattform zur Erfassung rechtswidriger Inhalte vorschlagen, um damit den 
Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten zu erleichtern.  

 
 
 
 
 
 
 

http://de.wikipedia.org/wiki/Kriminalit%C3%A4t
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Das Ministerium für innere Angelegenheiten, Übersee und 

Gebietskörperschaften 
 
 

Präsentation des Schlussberichts der hochrangigen gruppe zur zukunft 
 

Im Januar 2007 schlug der deutsche EU-Vorsitz die Einrichtung einer informellen hochrangigen 

Gruppe vor, die über die Zukunft der Sicherheits- und Immigrationspolitik innerhalb der 

Europäischen Union beraten sollte. Die Gruppe setzte sich aus den Ländern Deutschland, 

Portugal, Slowenien, Frankreich, der Republik Tschechien, Schweden und der Kommission 

zusammen. Ein Vertreter der Staaten des Common Law, ein Vertreter des Vorsitz-Trios Spanien- 

Belgien-Ungarn sowie das Europaparlament und das Generalsekretariat des Rates waren in die 

Arbeiten eingebunden. 

 

Die Arbeit dieser Gruppe zur Zukunft wurden in einem Schlussbericht zusammengefasst, 
den der französische EU-Vorsitz allen Mitgliedsstaaten vorstellen wird.  
 

In dem Bericht kommen die Beratenden zur Schlussfolgerung, dass die EU den 

Informationsaustausch zwischen den Mitgliedsstaaten stärken, gemeinsame Schulungen und 

europäische Sachverständigennetze fördern, die Kooperationsverfahren vereinfachen und 

Solidaritätsmechanismen zwischen den Mitgliedsstaaten einrichten sollte. 

Das  „Konvergenzprinzip“ soll der Europäischen Union in dieser neuen Phase als  Leitlinie dienen. 

Damit würde die Annäherung der Mitgliedsstaaten gefördert, insbesondere die Annäherung der 

Beamten, der Institutionen, der Praktiken, des Materials, der rechtlichen Rahmen. Ferner würde 

damit der Grundstein für eine globale, kohärente Fortentwicklung der EU-Politik im Bereich 

Sicherheit und Immigration als Basis für das künftige Arbeitsprogramm gelegt werden. 

 
Sollten die Mitgliedsstaaten den Bericht annehmen, so würde dieser als Inspirationsquelle 
für die Ausarbeitung des Arbeitsprogramms der Europäischen Union für den Zeitraum 
2010-2014 dienen, das dem Programm von Den Haag folgt. 
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Das Ministerium für innere Angelegenheiten, Übersee und 
Gebietskörperschaften 

 
 
 

Debatte zum thema ziviler bevölkerungsschutz 
 

Jedes Jahr werden unsere Länder von Naturkatastrophen heimgesucht : Überschwemmungen wie 

im vergangenen Sommer, die in den Ländern des Mittelmeerbogens Tausende Hektar Land 

hinweggeschwemmt und in Griechenland 89 Todesopfer gefordert haben ... Darüber hinaus 

können vorsätzliche Willensakte zu Schäden führen, deren Folgen auf staatlicher Ebene zu 

verwalten sind. 

 

Der französische EU-Vorsitz will der EU angesichts von Naturkatastrophen und vorsätzlich 

herbeigeführten Katastrophen eine Strategie solidarischer Maßnahmen vorschlagen. Diese setzt 

sich die Stärkung der europäischen Kapazitäten im Bereich des zivilen Bevölkerungsschutzes zum 

Ziel.  

Die europäische Solidarität entspricht noch allzu oft einer Addition bilateraler 

Kooperationsabkommen.  

 

Sie sollte heute durch folgende, gemeinsamen Maßnahmen konkretisiert werden: Training, 

Schulungen, Austausch guter Praktiken, Erfahrungsaustausch, gemeinsame Kultur. Die 

Einrichtung eines Netzes von Schulen für zivilen Bevölkerungsschutz dürfte eine Annäherung in 

diesem Rahmen begünstigen. 

 

Der französische EU-Vorsitz schlägt eine Umsetzung des Solidaritätsprinzips durch die 

Bereitstellung materieller und personeller Mittel der EU-Mitgliedsstaaten für die sich aus diesen 

(materiellen und personellen) Mitteln zusammensetzenden, jederzeit verfügbaren und 

einsetzbaren „Module“1 vor.  

 

Der Ansatz soll sich auf eine koordinierte Verwaltung der „Module“ stützen, wobei die 

Mitgliedsstaaten ein Recht auf Vorbehalt oder Rückzug behalten.  

 
 
 
 
 

                                                 
1 Aus dem Kontext geht nicht eindeutig hervor, was hinter dem französischen Wort „ module = wörtlich 
Modul“ steht. 
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Das Ministerium für Immigration, Integration, nationale Identität  
und Ko-Entwicklung 
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Das Ministerium für Immigration, Integration, nationale Identität  

und Ko-Entwicklung 
 
 

 
 
Brice HORTEFEUX wurde am 11. Mai 1958 in Neuilly-sur-Seine geboren. Nach seinen 

Studien am Institut für Politikstudien in Paris und seinem Abschluss in öffentlichem Recht 

an der Universität von Paris X-Nanterre erhält er 1983 den Posten als Kabinettsdirektor 

von Nicolas SARKOZY im Rathaus von Neuilly-sur-Seine. 1993 begleitet er diesen als 

Kabinettsdirektor, als dieser Minister des Budgets und der Kommunikation sowie Sprecher 

der Regierung von Édouard BALLADUR wird. Zwei Jahre später wird Brice HORTEFEUX 

zum Präfekten ernannt und mit einem der Regierung unterstehenden öffentlichen Dienst 

betraut.  

 

Seit März 1992 ist er Mitglied im Regionalrat der Auvergne, Präsident der 

Finanzkommission und Budgetreferent von 1998 bis 2004. Brice HORTEFEUX ist 

außerdem Präsident der Partei UMP (Union pour un Mouvement Populaire) im Puyde-

Dôme. Auf nationaler Ebene ist er politischer Berater in der UMP, nachdem er von 

November 2004 bis Mai 2007 stellvertretender Generalsekretär war. 

 

Im September 1999 nimmt er den Platz von Nicolas SARKOZY als Europaabgeordneter 

ein. Nach seiner Wiederwahl im Jahr 2004 demissioniert er ein Jahr später, um in der 

Regierung von Dominique de VILLEPIN einen Posten als Minister für die 

Gebietskörperschaften anzutreten. Im Mai 2007 wird er zum Minister für Immigration, 

Integration, nationale Identität und Ko-Entwicklung in der Regierung von François FILLON 

ernannt. 

 

In Zusammenarbeit mit André LEVÔTRE hat er das Buch, Jardin à la française, plaidoyer 

pour une République de proximité geschrieben, das 2003 veröffentlicht wurde. 

 

 

 
Biographie 
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Das Ministerium für Immigration, Integration, nationale Identität  
und Ko-Entwicklung 

 
 

Vorstellung das Ministerium 

 
Es wurde am 18. Mai 2007 auf Anregung der Staatspräsidenten Nicolas Sarkozy 
gegründet, um den Migrationsstrom zu kontrollieren, die Integration der Einwanderer zu 
erleichtern, die nationale Identität zu fördern und die solidarische Entwicklung der 
Auswanderungsländer zu unterstützen. Es beschäftigt ca. 600 Personen. 
 
Der Generalsekretär 
Der Generalsekretär kümmert sich um die Koordination der Abteilungen und der 
Einrichtungen, die mit dem Ministerium in Verbindung stehen und setzt die vom 
Ministerium definierte Politik um. 
Seine Aufgabe besteht in der Bewertung der Politik, der Vorbereitung und Umsetzung des 
Budgets des Ministeriums, der Modernisierung der Abteilungen (allgemeine Überprüfung 
der öffentlichen Politik) und der Ausarbeitung der Verwaltungsprinzipien der 
Humanressourcen. 
Seine Autorität erstreckt sich auf alle Abteilungen. 
 
Die Direktion für Immigration 
Sie sichert die Verwaltung der Einwanderer und entwickelt eine administrative Expertise 
für die Bearbeitung und Ausgabe von Visen, die Kontrolle der Grenzen, die Regelung der 
Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen der legal eingereisten Ausländer sowie die 
Entfernung der Ausländer in illegaler Situation und die Bekämpfung von Betrug. 
 
Die Direktion für den Empfang; die Integration und die Bürgerschaft 
Sie befasst sich mit dem Empfang und der Integration der Immigranten, die sich in 
Frankreich niederlassen. Sie steuert die Politik des Französischunterrichts, den Zugang 
zur beruflichen Aktivität und dem gleichberechtigtem Zugang zu den öffentlichen Diensten 
und sozialen Rechten. Sie bestimmt über den Erwerb und Aberkennung der französischen 
Staatsbürgerschaft. 
 
Die Abteilung für Europäische Angelegenheiten 
Sie repräsentiert das Ministerium in den verschiedenen Arbeitsgruppen der Europäischen 
Union. Sie koordiniert auch die Initiativen, die Frankreich seinen Partnern auf dem Gebiet 
der Immigrations- und Asylpolitik vorschlagen will. Diese während der französischen 
Ratspräsidentschaft der EU (zweites Halbjahr 2008) sehr wichtige Rolle, bei der die 
Immigration einen vorrangigen Platz einnimmt, wird auch nach 2008 weitergeführt. 
 
Die Abteilung für Asylanträge 
Sie kümmert sich um das Asylrecht in Frankreich und beteiligt sich an der europäischen 
Politik auf diesem Gebiet. Sie ist auf dem Gebiet des Asylrechts der alleinige 
Ansprechpartner der diplomatischen Vertretungen, der Präfekturen und der Vereine. Sie 
hat die administrative und finanzielle Kontrolle über das Amt für den Schutz der Flüchtlinge 
und Staatenlosen (Office français de protection des réfugiés et apatrides) und verwaltet 
die Verfahren und Kredite des Europäischen Flüchtlingsfonds. 
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Die Abteilung für Internationale Angelegenheiten und die Ko-Entwicklung 
Sie verhandelt die konzertierten Verträge über die Verwaltung der Migrationsströme 
(legale Migration, Bekämpfung der illegalen Einwanderung und Ko-Entwicklung). 
Sie finanziert die Entwicklungsprojekte in Herkunftsländern der in Frankreich eintreffenden 
Immigranten. 
Sie fördert die Einwanderung von Fachkräften durch das Angebot von Berufszweigen, in 
denen in Frankreich ein Fachkräftemangel herrscht. 
 
Die Abteilung für allgemeine Verwaltung und Finanzen 
Sie kümmert sich um die Vorbereitung und die Kontrolle der Umsetzung des Budgets, um 
die Mitarbeiterpolitik, die Verwaltung der Funktionsmittel und der Gebäude sowie die 
Vergabe der Aufträge. 
 
Die Strategieabteilung 
Sie koordiniert die Produktion der Statistiken. Durch ihre Studien und die Untersuchungen, 
die sie in Wissenschaftskreisen über die Problematik der Immigration, der Integration und 
der solidarischen Entwicklung auslöst, stellt sie einen Ort der Impulse und Begegnungen 
dar. Sie bereitet das IT-Leitschema des Ministeriums vor und kümmert sich um die 
Konzeption der notwendigen Software. Außerdem steuert und überwacht sie die Leistung 
der Abteilungen des Ministeriums. 
 
Die Kommunikationsmission 
Sie animiert und koordiniert den Einsatz der Informations- und Kommunikationsmittel des 
Ministeriums. 
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Das Ministerium für Immigration, Integration, nationale Identität  
und Ko-Entwicklung 

 

 

Der Europäische Einwanderungs- und Asylpakt 
 
 
Der französische Staatspräsident hat beschlossen, die Immigration zu einer der Prioritäten 
während der französischen Ratspräsidentschaft in der Europäischen Union zu machen. In diesem 
Kontext schlägt Frankreich seinen Partnern vor, einen „Europäischen Einwanderungs- und 
Asylpakt“ zu beschließen. Dieser von Brice HORTEFEUX, dem Minister für Immigration, 
Integration, nationale Identität und Ko-Entwicklung beim Informellen Rat Justiz und Inneres in 
Cannes am 7. und 8. Juli vorgestellte Text behandelt die drei Abschnitte des globalen Ansatzes 
zur Migration, der 2005 vom Europäischen Rat beschlossen wurde: Verwaltung der legalen 
Migration, Bekämpfung der illegalen Einwanderung, Förderung der Herkunfts- und Transitländer. 
Er unterstreicht auch noch einmal die Notwendigkeit einer engen Partnerschaft zwischen den 
Einwanderungs-, den Herkunfts- und den Transitländern. 
 
 
Wozu ein Einwanderungs- und Asylpakt? 
 
Die Bildung eines großen Raums mit freiem Personenverkehr ist einer der wichtigsten Fortschritte 
bei der Konstruktion Europas. Diese wichtige Errungenschaft erfordert eine Harmonisierung 
zwischen den Mitgliedsstaaten was den Zutritt zu diesem gemeinsamen Territorium angeht sowie 
eine enge Abstimmung der Einwanderungspolitik, da die von einem Mitgliedstaat getroffenen 
Entscheidungen Auswirkungen auf andere Staaten haben können, insbesondere im Kontext einer 
erweiterten EU. 
 
Innerhalb von Europa zeichnet sich zudem ein Konsens über eine gemeinsame Vision der 
Einwanderung ab. Diese ist auf Grund der wirtschaftlichen und demographischen Entwicklung 
einiger europäischer Länder notwendig; sie ist ein Faktor des Wohlstands und des Austauschs für 
die Einwanderungsländer, der Herkunftsländer und auch die Migranten, insbesondere wenn sie 
von einer ehrgeizigen Integrationspolitik begleitet wird. Sie kann aber auch zu Spannungen 
innerhalb der Gesellschaft in den Aufnahmeländern, zu Ungleichheiten und einer Verletzung der 
Würde der Einwanderer führen, wenn sie nicht legal stattfindet. 
Aus diesem Grund muss sie gezielt und übereinstimmend konzipiert und umgesetzt werden. 
 
Auch wenn in den letzten zwanzig Jahren Fortschritte auf den Gebieten der Visumspolitik, der 
Grenzkontrollen, der Kooperation bei der Bekämpfung der illegalen Einwanderung sowie beim 
Dialog mit den Herkunfts- und Transitländern gemacht wurden, bleiben dennoch große 
Unterschiede bei den Verfahren der einzelnen Mitgliedsstaaten, die eine neue Anstrengung zur 
Definition einer gemeinsamen Einwanderungs- und Asylpolitik notwendig machen. 
 
Aus diesem Grund ist Frankreich davon überzeugt, dass der Zeitpunkt gekommen ist, an dem der 
Europäische Rat eine starke Offensive in diese Richtung starten muss. 
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Was ist der Einwanderungs- und Asylpakt? 
 
Im Dezember 2007 hat der Europäische Rat beschlossen, sich verstärkt mit der Migrationspolitik 
zu befassen. Genau das ist der Zweck des Pakts, in dem die Europäische Union und ihre 
Mitgliedsstaaten eine Reihe von Prinzipien definieren, mit denen sie sich sowohl gegenüber allen 
europäischen Bürgern als auch dem Rest der Welt verpflichten. 
 
 
 
Getreu den Werten, die von Anfang an den Aufbau Europas geleitet haben, wird dieser Pakt das 
Subsidiaritätsprinzip, die Verteilung der Kompetenzen und die Verantwortung der Mitgliedsstaaten 
sowie die unverzichtbare europäische Solidarität respektieren.  
 
Die im Pakt enthaltenen Verpflichtungen sollen als Inspiration für das nächste mehrjährige 
Programm für die Justiz und die Innenpolitik dienen, das ab 2010 die Programme von Tampere 
und Den Haag ablösen wird. Diese Verpflichtungen müssen zum Teil von den Mitgliedsstaaten und 
zum Teil von der Gemeinschaft umgesetzt werden. Die Umsetzung wird durch einen Kontroll- und 
Bewertungsmechanismus begleitet. 
 
 
Was enthält das Projekt für einen europäischen Einwanderungs- und Asylpakt? 
 
Neben einer Präambel, die das Projekt im Rahmen der Konstruktion Europas positioniert und an 
die Werte und Ziele der Europäischen Union erinnert, enthält der Pakt fünf Verpflichtungen, die auf 
gemeinsamen Prinzipien beruhen und konkrete Konsequenzen beinhalten: 
  Organisation der legalen Einwanderung unter Berücksichtigung der Bedürfnisse und 

Empfangskapazitäten jedes Mitgliedsstaats und Förderung der Integration 
  Bekämpfung der illegalen Einwanderung, insbesondere durch die effektive Entfernung der 

Ausländer in irregulärer Situation 
  Besserer Schutz Europas durch die Verbesserung der Wirksamkeit der Grenzkontrollen 
  Aufbau eines Europas für Asylanten 
  Aufbau einer Partnerschaft mit den Herkunfts- und Transitländern und Förderung ihrer 

Entwicklung. 
 
 
Wie sieht der zeitliche Rahmen für den Einwanderungs- und Asylpakt aus? 
 
Das Ministerium für Immigration, Integration, nationale Identität und Ko-Entwicklung unternimmt 
seit mehreren Monaten große Anstrengungen bei der Erklärungsund Abstimmungsarbeit. Dieser 
umfassende Austausch hat es der französischen Ratspräsidentschaft ermöglicht, einen Text 
vorzustellen, der diese Vorarbeit weitestgehend berücksichtigt.  
 
Die Diskussionen werden aktiv fortgesetzt, um es dem Europäischen Rat möglich zu machen, 
diesem Einwanderungs- und Asylpakt zuzustimmen 
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Das Ministerium für Immigration, Integration, nationale Identität  

und Ko-Entwicklung 
 
 

Vorstellung des abschlussberichts der Zukunftsgruppe 
 
 
Im Januar 2007 hat der deutsche Innenminister die Gründung einer informellen Arbeitsgruppe auf 
hohem Niveau vorgeschlagen, die über die Zukunft der Sicherheits- und Einwanderungspolitik 
innerhalb der Europäischen Union nachdenken sollte. Diese Gruppe bestand aus den 
Mitgliedsstaaten des vorhergehenden Präsidialtrios (Deutschland, Portugal, Slowenien), des 
folgenden Trios (Frankreich, Tschechische Republik, Schweden) sowie der Kommission. Ein 
Vertreter der Common-Law-Staaten, ein Vertreter des Präsidialtrios Spanien-Belgien-Ungarn, 
sowie das Europäische Parlament und das Generalsekretariat des Europäischen Rats waren in die 
Arbeiten eingebunden. 
 
 
Die Zukunftsgruppe hat sich in der Folge sechs Mal während der Ratspräsidentschaften 
Deutschlands, Portugals und Sloweniens getroffen, wobei sie von der Kommission unterstützt 
wurde. Ihre Arbeiten wurden in einem Abschlussbericht zusammengefasst, den die französische 
Ratspräsidentschaft jetzt allen Mitgliedsstaaten vorstellt. Er soll eine Inspirationsquelle für die 
Erstellung des Arbeitsprogramms der EU für die Periode 2010-2014 darstellen, die auf das Den-
Haag-Programm folgt. Auf dem Gebiet der Einwanderung stimmen die Ergebnisse der Gruppe mit 
dem Projekt des Europäischen Einwanderungs- und Asylpakts überein. 
 

 

In der kommenden Periode muss die EU die stärker werdende Beziehung zwischen der internen 
Situation in der Europäischen Union und dem Druck berücksichtigen, dem sie von außen 
ausgesetzt ist. 
Parallel dazu muss sich die EU der stetigen Weiterentwicklung der Informationstechnologien 
anpassen. Das gilt auf Grund des steigenden Informationsaustauschs zwischen den 
Mitgliedsstaaten insbesondere für den Bereich der Innenpolitik. 
Zur gleichen Zeit fordern die europäischen Bürger völlig zu Recht Garantien, was den Schutz ihrer 
Privatsphäre angeht. Ein „europäisches Modell“ zum Schutz der persönlichen Daten könnte eine 
der Zielsetzungen für das zukünftige Arbeitsprogramm der EU sein.  
Um sich dieser Herausforderung zu stellen, müssen sich die Mitgliedsstaaten einander annähern. 
Die EU muss den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedsstaaten verstärken, gemeinsame 
europäische Schulungen und den Aufbau von europäischen Expertennetzen vorantreiben, die 
Kooperationsverfahren vereinfachen und Solidaritätsmechanismen zwischen den Mitgliedsstaaten 
einrichten. 
Ein solches „Konvergenzprinzip“ kann der Europäischen Union in der folgenden Periode als 
Leitfaden dienen. Es würde die Annäherung zwischen den Mitgliedsstaaten fördern : Annährung 
der Beamten, Institutionen, Verfahren, Materialien und Rechtsrahmen. Es würde eine globale und 
kohärente Konzeption der politischen Entwicklung in der Europäischen Union auf dem Gebiet der 
Sicherheit und der Immigration im zukünftigen Arbeitsprogramm möglich machen.  
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Justizminister  
 

 

Biographie der französischen Justizministerin („Siegelbewahrerin“)  
Rachida Dati 

      

 

Werdegang 
Rachida DATI beginnt ihren beruflichen Werdegang 1987 bei der Elf Aquitaine Gruppe, ehe sie 

1990 in die Direktion Rezension von Matra Communication eintritt und 1993 zur Europäischen Bank 

für Wiederaufbau und Entwicklung in London wechselt. Von 1994 bis 1995 besetzt sie die Position 

der Controllerin und Generalsekretärin im Planungsbüro für Stadtentwicklung bei der Lyonnaise des 

eaux. Von 1994 bis 1997 arbeitet sie außerdem als technische Beraterin in der Rechtsdirektion des 

französischen Bildungsministeriums.  

Rachida DATI tritt 1997 in die ‚Ecole nationale de la magistrature’ (nationale Richterschule) ein und 

wird 1999 Gerichtsauditorin am tribunal de grande instance (etwa : Landgericht) Bobigny.  Von 

1999 bis 2001 arbeitet sie als Ermittlungsrichterin für Kollektivverfahren am tribunal de grande 

instance Péronne, von 2001 bis 2002 besetzt sie den Posten der leitenden Oberstaatsanwältin am 

tribunal de grande instance Evry. 

2002 wird sie technische Beraterin im Kabinett des Ministers für Inneres und lokale Freiheiten, 2004 

dann Beraterin im Kabinett des Ministers für Wirtschaft, Finanzen und Industrie und von 2004 bis 

2005 stellvertretende Generaldirektorin im Generalrat des Departements Hauts-de-Seine. 

Von 2005 bis Anfang 2007 ist sie erneut im Kabinett des Ministers für Inneres und Raumordnung 

tätig, diesmal als Beraterin für den Gesetzentwurf zur Kriminalität. 

Am 18. Mai 2007 wird sie zur Justizministerin ernannt. 

Seit dem 29. März ist Rachida DATI Bürgermeisterin des VII. Arrondissements von Paris.    

Rachida DATI ist Mitglied des Institut Montaigne, des Clubs Le Siècle und Gründerin des Clubs 

XXI. Siècle. 

 

Rachida DATI wurde am 27. November 1965 in Saint-Rémy (Saône-

et-Loire) geboren. 

 

Ausbildung 
Diplom in Staatsrecht, Diplom in Wirtschaftswissenschaften, 

ehemalige Absolventin des ‚Institut supérieur des affaires’ 

(Wirtschaftshochschule) und der ‚Ecole nationale de la magistrature’ 

(nationale Richterschule). 
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Merkblatt Justizministerium 

 
Als wesentliches Attribut der Souveränität des Staates hat die Justiz eine grundlegende Aufgabe, 
nämlich die, auf die Einhaltung der Gesetze bei gleichzeitiger Sicherung der Rechte des Einzelnen 
zu achten.    
Obgleich die Justiz ihren Gründungsprinzipien der Gleichheit, Unparteilichkeit und Unabhängigkeit 
treu blieb, verstand sie es doch, mit den Entwicklungen der Gesellschaft Schritt zu halten.    
 
Die französische Justiz wird vom Justizministerium, auch ‚Chancellerie’ (Kanzlei) genannt, 
verwaltet. Dieses wird vom ‚Garde des Sceaux’ (Siegelverwahrer), dem Justizminister geleitet. 
 
Das Justizministerium legt die Hauptachsen der staatlichen Justizpolitik fest, erarbeitet 
Gesetzesvorlagen und Verordnungen und achtet auf ihre Umsetzung. Es kümmert sich auch um 
die ihm per Gerichtsentscheid anvertrauten Bevölkerungsgruppen und verwaltet die der Justiz zur 
Verfügung stehenden Instrumente.   
 
Der ‚Garde des Sceaux’ (Justizminister) seinerseits achtet auf die ordnungsgemäße Verwaltung 
der Justiz, entscheidet über Reformstrategien und legt dem Parlament Gesetzentwürfe vor. So legt 
er die Strafrechtspolitik fest, um auf dem gesamten Staatsgebiet eine Gleichbehandlung der Bürger 
vor dem Gesetz zu erreichen, gewährleistet Kohärenz im strafrechtlichen Handeln der 
Staatsanwälte, organisiert die für das Handeln und die Verwaltung der Rechtssprechungsorgane 
erforderlichen Mittel und ernennt die Justizbeamten (Gerichtsvollzieher, Notare, Prozessführer....) 
Der Minister stützt sich auf die Mitglieder seines Kabinetts und arbeitet eng mit den 
Ministeriumsleitern zusammen.   
 
Das Justizministerium, eine zentrale Rolle 
 
Das Ministerium setzt sich aus einer aus einem Generalsekretariat und fünf Direktionen 
bestehenden Zentralverwaltung zusammen:  
 
  Das Generalsekretariat hat übergreifende Aufgaben, darunter die Organisation der 

Modernisierung des Ministeriums, die Verwaltung des Personals und der wirtschaftlichen 
und finanziellen Reformaspekte. Es ist auch für Maßnahmen im Zusammenhang mit dem 
Rechts- und Justizzugang der Bürger und der Hilfe für Opfer zuständig, sowie für den 
Bereich europäische und internationale Angelegenheiten. Das Generalsekretariat leitet und 
betreut in Zusammenarbeit mit den Direktionen die Kommunikationsaktionen des 
Justizministeriums.       

 
  Die Direktion Justizdienste ist für die Organisation und die Funktionsweise der Gerichte 

der ordentlichen Gerichtsbarkeit zuständig. In diesem Zusammenhang trägt sie 
insbesondere zur Verfassung von Texten bei und nimmt Stellung zu die Gerichtsbarkeit 
betreffenden Legislativ- oder Verordnungsprojekten. 

 
  Die Direktion Zivilsachen erarbeitet Texte in Zivil- und Handelssachen und achtet auf 

ihre Anwendung. Sie beteiligt sich an der Vorbereitung von Verfassungsänderungen. 
Außerdem fungiert sie als Aufsichtsorgan über Rechts- und Justizberufe, die der Kontrolle 
des Justizministeriums unterstehen (Rechtsanwälte, Notare, Gerichtsvollzieher...). Darüber 
hinaus ist sie für europäische und internationale Verhandlungen in ihren Fachbereichen 
sowie für die internationale zivil- und handelsrechtliche Rechtshilfe zuständig und trägt zur 
konkreten Verwirklichung des justitiellen Europas bei.    
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  Die Direktion Kriminalsachen und Begnadigungsangelegenheiten trägt zur Erstellung 
von Texten im Strafrechtsbereich bei, die die Regeln der Strafverfolgung, der Urteilsfindung 
und der Vollstreckung von Entscheidungen festlegen und achtet auf ihre Anwendung. Unter 
Aufsicht des Justizministers legt sie außerdem die Strafrechtspolitik fest und versichert sich 
ihrer Umsetzung durch die Richter der Staatsanwaltschaft.  

 
  Die Direktion Strafvollzugsverwaltung gewährleistet den Strafvollzug und die 

Wiedereingliederung der betreuten Personen. In diesem Zusammenhang trägt sie zur 
Erstellung von Texten auf diesem Gebiet bei und beteiligt sich an der Umsetzung von 
Strafrechtsentscheidungen und –urteilen. Darüber hinaus kümmert sie sich für die ihr 
anvertrauten Personen um Arbeit, Aus- und Weiterbildungsbetreuung, Zugang zu 
kulturellen Angeboten und sportliche Betätigung und trägt so zu ihrer gesellschaftlichen und 
beruflichen Wiedereingliederung bei.   

 
  Die Direktion für justitiellen Jugendschutz ist für die Jugendgerichtsbarkeit zuständig. 

Sie verfasst Texte über gefährdete und straffällig gewordene Minderjährige  und verhilft den 
Entscheidungen der Jugendgerichte in den 1500 Unterbringungsstrukturen und im offenen 
Strafvollzug zur Anwendung.    

 
Die Generalinspektion der Justizdienste hat die Aufgabe der ständigen Überwachung der 
Rechtsprechungsorgane und aller zum Justizministerium gehörenden Abteilungen und 
Organismen. Sie koordiniert auch die Inspektionen bei den Obersten Gerichtspräsidenten und 
Generalstaatsanwälten und zentralisiert die Auswertung der Inspektionsberichte.     
 
 
Gerichtsorganisation und Gewährleistung der Einhaltung der Grundfreiheiten  
 
Die französische Gerichtsorganisation beruht auf mehreren Prinzipien – Trennung der Verwaltungs- 
und Justizbehörden, Recht auf das Einlegen von Rechtsmitteln, Unparteilichkeit…- , die die 
Einhaltung der Rechte des Einzelnen gewährleisten. 
 
Zwei Gerichtszweige werden unterschieden : 
 
  Ordentliche Gerichtsbarkeit, zuständig für die Beilegung von Streitigkeiten zwischen 

Privatpersonen und die rechtliche Belangung von Personen, die Strafrechtsgesetzen 
zuwider handeln;  

 
  Verwaltungsgerichtsbarkeit, die über Streitigkeiten zwischen einer Privatperson und dem 

Staat, einer Gebietskörperschaft, einer öffentlichen Einrichtung oder einem mit einer 
öffentlichen Dienstleistungsmission beauftragten privaten Organismus entscheidet.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
Ordentliche Gerichtsbarkeit 
 
Erste Rechtsprechungsinstanz 
Tribunal de Grande Instance (etwa : Landgericht) 
Tribunal d’Instance (etwa : Amtsgericht) 
Tribunal de Commerce (Handelsgericht) 
Conseil de Prud’Hommes (Arbeitsgericht) 
Tribunal des affaires de sécurité sociale  
(etwa : Sozialgericht) 
Tribunal pour enfants (Jugendgericht) 
Juridiction de proximité (Den Amtsgerichten  
zur Seite gestellte Gerichte, die über Zivil- und  
Strafsachen mit niedrigem Streitwert entscheiden) 
Tribunal de police (Polizeigericht) 
Tribunal correctionnel  
(etwa : Strafkammer am Landgericht) 
Cour d’assises (Schwurgericht) 
 
Zweite Rechtsprechungsinstanz 
Cour d’appel (Berufungsgericht) 
Cour de Cassation (Kassationshof) 
 
Cour d’assises d’appel (Schwurgericht der Berufungsinstanz) 
 
Civil (Zivilsachen) 
Pénal (Strafsachen) 
 
 

Verwaltungsgerichtsbarkeit 
 
Erste Rechtsprechungsinstanz 
Tribunal administratif Verwaltungsgericht) 
Zweite Rechtsprechungsinstanz 
 
Cour administrative d’appel 
(Verwaltungsgericht der erufungsinstanz) 
 
Conseil d’Etat (Oberstes 
Verwaltungsgericht) 
Sonstige Verwaltungsgerichte, deren 
Entscheidungen in letzter Instanz vom 
Obersten Verwaltungsgericht abhängen 
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Die Justizminister werden auf ihrer ersten informellen Sitzung des Rates ‘Justiz und 

Inneres’ unter französischer Präsidentschaft drei Themen besprechen, mit denen der 

europäische Rechtsraum vorangebracht werden soll: 

 

  Die Ausbildung der Richter und des Justizpersonals 

 

  Den Schutz von Personen, insbesondere den Schutz betreuungsbedürftiger 

Erwachsener und von Kindern im Falle internationaler Entführungen  

 

  Schlussfolgerungen der Justizminister im Hinblick auf die ‚Future Group on Justice’ 

 

Die Justizminister werden diese ersten drei Themen anhand von ihnen vorgelegten Fragen 

erörtern.   
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Die ausbildung der richter und des Justizpersonals 
 
 

Fünfzehn Jahre nach dem Vertrag von Maastricht verfügt die Europäische Union über ein 
bedeutendes, sich stetig weiter entwickelndes gesetzgeberisches Instrumentarium.   
 
 
Da dieses Instrumentarium seit dem Gipfel von Tampere auf dem Grundsatz gegenseitiger 
Anerkennung beruht, sind Entscheidungen von Richtern der Europäischen Union in Zivil- 
und Strafsachen auch in einem anderen Mitgliedstaat vollstreckbar, dies gilt zum Beispiel 
im Falle des europäischen Haftbefehls.  
 
 
Das Ausmaß und die Art dieses Instrumentariums setzt ein großes Vertrauen in die 
Rechtssysteme voraus. Dieses lässt sich jedoch nicht verordnen und stützt sich auf die 
Gewissheit, dass die Richter und sonstigen Justizbediensteten eine hinreichende und 
angemessene Ausbildung erhalten, um den ihnen durch den Bau des europäischen 
Hauses übertragenen Verantwortlichkeiten gerecht werden zu können.   
 
 
Bis heute wurden auf diesem Gebiet umfangreiche Anstrengungen unternommen, um die 
gemeinsame Rechtskultur auszubauen und die Kenntnisse einander anzugleichen.   
 
 
Trotz der unternommenen Anstrengungen und trotz ihrer Qualität bleiben noch große 
Mängel im Bereich der Ausbildung festzustellen, wie bestimmte, von Eurojust erstellte 
Berichte oder auch in jüngster Zeit der Bericht des Rechtsausschusses des Europäischen 
Parlaments ‘über die Rolle des nationalen Richters im europäischen Rechtssystem’, 
vorgestellt von der Ausschuss-VIzepräsidentin Diana Wallis, zeigen.   
 
 
Diese Mängel sind zahlreich: ungenügende Kenntnis des primären oder des abgeleiteten 
Gemeinschaftsrechts wie der zur Erleichterung der Zusammenarbeit geschaffenen, 
verschiedenen Netze oder Organismen: mangelnde  Sprachkenntnisse, die der direkten 
Kommunikation zwischen den Justizbehörden enge Grenzen auferlegen; Unkenntnis der 
Rechts- und Justizsysteme der anderen Mitgliedstaaten oder auch ungenügender 
Austausch zwischen den Justizakteuren über ihre beruflichen Praktiken bzw. die 
Schwierigkeiten, denen sie ausgesetzt sind. 
 
Dieser informelle Rat bietet daher die Gelegenheit, eine – sehr bedeutsame – Diskussion in 
Gang zu bringen, um die Zukunft der Europäischen Union vorzubereiten. Die Justizminister 
werden sich bemühen, den Bedarf an einer gemeinsamen Ausbildung der Richter und des 
Justizpersonals zu ermitteln. Sie werden die dafür erforderlichen Mittel und die bei dieser 
Ausbildung zu vermittelnden Inhalte eruieren.    
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Schutz von personen 
 
Schutz betreuungsbedürftiger Erwachsener: 
 
Die Alterung der Bevölkerung geht zurück auf eine Verlängerung der Lebenserwartung: Dies betrifft 
alle Länder der Europäischen Union, denn im Jahr 2050 werden 10% der europäischen 
Bevölkerung 80 Jahre oder älter sein. In Verbindung mit degenerativen Erkrankungen wie 
Alzheimer treten neue Formen der Gebrechlichkeit auf. 
 
Die Mobilität der Menschen nimmt in jedem Lebensalter unaufhörlich zu. Dies gilt für Ruheständler, 
die sich entschließen, sich nach Beendigung ihres Berufslebens in den südlichen Ländern Europas 
niederzulassen. Dies kann auch für Erwachsene mit Behinderung gelten, die in Einrichtungen im 
Ausland betreut werden. Dabei kommen für manche von ihnen rechtliche Schutzmaßnahmen zur 
Anwendung, die sichergestellt sein müssen.   
 
Zur Gewährleistung der Kontinuität und Effizienz dieser Maßnahmen in Europa stellt das Haager 
Übereinkommen vom 13. Januar 2000 ein wirksames, noch zu bestätigendes Mittel dar.   
 
Es garantiert beispielsweise, dass vermögensrelevante Entscheidungen einer Person unabhängig 
vom Staat, in dem diese Person lebt oder in dem sie sich niederlässt, Gültigkeit besitzen.    
 
Dem Rat wird der Vorschlag unterbreitet, die Frage des grenzüberschreitenden Schutzes 
Erwachsener als wesentliches Thema im europäischen Rechtsraum anzuerkennen, die 
Mitgliedstaaten zur Unterzeichnung und Ratifizierung des Übereinkommens vom 13. Januar 2000 
zu ermutigen und die Gemeinschaft zu Überlegungen über die Möglichkeiten darüber anzuregen, 
wie das Haager Übereinkommen noch wirksamer umgesetzt werden kann.  
 
Der Schutz von Kindern gegen internationale Entführungen: 
 
Die Frage des Schutzes betreuungsbedürftiger Personen betrifft auch Kinder und somit die 
Vorbeugung gegen Entführungen innerhalb der Europäischen Union.   
 
Es gibt heute in manchen Mitgliedstaaten Warnsysteme, mit denen sich alle öffentlichen Behörden 
und die Zivilgesellschaft rasch für die Suche nach dem Opfer mobilisieren lassen. Diese auf 
nationaler Ebene durchaus wirksame Art des Schutzes erweist sich möglicherweise als unwirksam, 
wenn es ausreicht, eine Grenze zu überschreiten, um sich diesem System zu entziehen.    
  
Im Jahr 2007 leitete die Europäische Kommission Überlegungen darüber ein, welche Vorteile ein 
gemeinsames europäisches Handeln mit sich bringen könnte.  
 
Parallel dazu organisierten Frankreich, die Niederlande, Belgien und Luxemburg (sowie Spanien, 
Portugal, Deutschland, die Tschechische Republik, Schweden und die Kommission als Beobachter) 
am 12. Juni 2008 eine grenzüberschreitende Übung im Zusammenhang mit einer 
Entführungswarnung. Die Minister werden einen Film über diese Operation erhalten.   
 
Diese Erfahrung zeigte, dass eine bessere Koordination möglich und sinnvoll wäre.   
 
Um Fortschritte zu erzielen muss dafür gesorgt werden, dass jeder Mitgliedstaat unter Einhaltung 
nationaler institutioneller Vorgaben ein System zur ‘Entführungswarnung’ verabschiedet und 
müssen die Modalitäten für eine zeitgleiche Auslösung dieser Systeme für den Fall einer 
Kindesentführung in einem Grenzgebiet festgelegt werden.  
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Die ‚Future Group on Justice’ 

 
 
Während des Mittagessens werden sich die Justizminister mit den Arbeitsergebnissen bezüglich 

der ‚Future Group on Justice’ befassen.   

 

Die Europäische Union wird für den Zeitraum 2010-2014 ihre Handlungsschwerpunkte im 

Justizbereich festlegen. Der Stand der Umsetzung des Haager Programms (2005-2009) wurde 

bereits zur Halbzeit analysiert, wobei sich ergab, dass noch ein langer Weg zu gehen bleibt.   

 

Ab Juli 2007 bemühten sich die Justizminister Deutschlands, Portugals, Sloweniens, Frankreichs, 

der Tschechischen Republik und Schwedens um einen Beitrag zu den Überlegungen der 

Europäischen Kommission über das künftige Programm. Die Minister Spaniens, Ungarns, Irlands, 

Großbritanniens, der Niederlande, Estlands und die der Visegrad-Gruppe brachten sich ebenfalls 

mit ein, und auch der Vizepräsident der Europäischen Kommission und die Präsidenten des 

Ausschusses für bürgerliche Freiheiten und des Rechtsausschusses des Europäischen Parlaments 

leisteten ihren Beitrag zu diesen Arbeiten.  

 

Die Minister möchten dem Rat wieder eine politische Dimension geben, indem sie ihren Arbeiten 

mehr Attraktivität, mehr Transparenz und mehr Sichtbarkeit verleihen. 

 
Sie legten fünf Hauptachsen für die Zukunft der Justiz fest :  

  Schutz der Bürger  

  Rechtssicherheit in privaten Beziehungen  

  Eine Europanahe Justiz   

  Kampf gegen Terrorismus und schwere Kriminalität   

  Ausbau der Außenpolitik  
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Plan der Stadt 

 

 

Verkehr  
Flughagen von Nizza- Côte d’Azur : 0 820 423 333 

Der Bahnhof von Cannes (SNCF) : 3635  

Taxigesellschaft : Allo Taxi 0 890 71 22 27 

 

 

Unterbringung, Restaurants, Verkehr 

Office de tourisme de Cannes : 04 92 99 84 23 
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